
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Einladung zur Einwohnergemeindeversammlung 
Donnerstag, 12. Dezember 2024, 20.00 Uhr im Gemeindesaal 
 

 
 

TRAKTANDEN 

1. Tonaufnahme der Einwohnergemeindeversammlung 

2. Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 9. September 2024 
 (Beschluss- und ausführliches Protokoll) 

3. Aufgaben- und Finanzplanung (Kenntnisnahme) 

4. Budget 2025 

5. Klimaschutzreglement 

6. Reglement über die familienergänzende Betreuung 

7. Stützpunkt- und Regionalfeuerwehr Liestal – Beitritt Feuerwehr Nuglar-St. Pantaleon 

8. Informationen aus dem Gemeinderat 

9. Verschiedenes 
 

Im Anschluss an die Einwohnergemeindeversammlung wird ein Apéro offeriert. 
 
 

GEMEINDE LUPSINGEN 
Der Präsident: Der Verwalter: 
sign. Marcel Staudt sign. Thomas Hamann 

 
 
 
 
 

 
 
Das ausführliche Protokoll kann bei der Gemeindeverwaltung eingesehen werden.  
Unterlagen / Details zu den Traktanden sind unter 
www.lupsingen.ch Politik / Gemeindeversammlung abrufbar, können 
bei der Gemeindeverwaltung eingesehen und in Papierform bezogen werden.  
  

https://www.lupsingen.ch/politik/gemeindeversammlung/einladungen-und-protokolle.html/95
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Traktandum 1 
 

Tonaufnahme der Einwohnergemeindeversammlung 
 

 
Damit das ausführliche Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung einfacher verfasst und 
die Verwaltung entlastet werden kann, unterbreitet der Gemeinderat den Vorschlag die Einwoh-
nergemeindeversammlung auf Tonband aufzunehmen. 

Gemäss § 53, Abs. 3 des Gemeindegesetzes benötigt eine Tonaufnahme die Zustimmung der 
Einwohnergemeindeversammlung.  

Die Tonaufnahmen werden ausschliesslich zur Verfassung des ausführlichen Protokolls verwen-
det und anschliessend gelöscht. 

 
 

Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung, der Aufnahme der Ver-
sammlung auf Tonband für die Verfassung des ausführlichen Protokolls zuzustimmen.  
 

 
 
 
 

Traktandum 2 
 

Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 9. September 2024 
(Beschluss- und ausführliches Protokoll) 
 

 
Auszug aus dem Beschlussprotokoll: 
 
Anwesende Stimmberechtigte: 36 
 
1. Traktandum 

://: Die Aufnahme der Versammlung auf Tonband – für die Verfassung des ausführlichen Proto-
kolls – wird einstimmig genehmigt. 
 
2. Traktandum 

://: Das Beschlussprotokoll und das öffentlich aufgelegte ausführliche Protokoll der Einwohner-
gemeindeversammlung vom 11. Juni 2024 wird mit 34 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen geneh-
migt. 
 
3. Traktandum 

://: Der neue Wasserliefervertrag zwischen den Gemeinden Seltisberg und Lupsingen, gültig ab 
1. Januar 2025, wird einstimmig genehmigt. 
 
4. Traktandum 

://: Klimaschutzreglement  –  Kein Beschluss 
 
5. Traktandum 

://: Das Reglement über die Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen wird einstimmig genehmigt. 
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6. Traktandum 

Die Schlussabrechnung in der Höhe von CHF 265'502.10 des Projekts Revision Zonenplan und 
Zonenreglement Siedlung und den daraus folgenden Nettokostenanteil von Lupsingen in der 
Höhe von CHF 164'764.35 und sich der ergebende Nachtragskredit in der Höhe der Kreditüber-
schreitung von CHF 77'764.35 wird mit 30 Ja-Stimmen gegen 3 Nein-Stimmen und 3 Enthaltun-
gen genehmigt. 
 
7. Traktandum 

Der Antrag auf Änderung der Gemeindeordnung wird mit 18 Ja-Stimmen gegen 13 Nein-Stimmen 
und 5 Enthaltungen als nicht erheblich erklärt. 
 
Traktanden 8 bis 11 – Keine Beschlüsse. 
 
 
 

Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung die Genehmigung des 
Beschlussprotokolls sowie des ausführlichen Protokolls der Einwohnergemeindever-
sammlung vom 9. September 2024.  
 

 
 
 
 

Traktandum 3 

Aufgaben- und Finanzplanung (Kenntnisnahme) 

 
Gemäss § 157c des Gemeindegesetzes gibt sich die Einwohnergemeinde jährlich einen Aufga-
ben- und Finanzplan. Dieser beschreibt für die nächsten fünf Jahre die voraussichtliche Entwick-
lung der Gemeindeaufgaben mit ihren Auswirkungen auf den Finanzbedarf und zeigt die Mass-
nahmen zur Beibehaltung oder Erreichung eines auf die Dauer ausgeglichenen Finanzhaushalts 
auf. Er ist zusammen mit dem Budget der Gemeindeversammlung zur Kenntnisnahme vorzule-
gen. Die Aufgaben- und Finanzplanung ist der Finanz- und Kirchendirektion BL einzureichen. 
Gemäss § 55 Abs. 3b der Gemeinderechnungsverordnung bildet die Aufgaben- und Finanzpla-
nung eine Grundlage für die Budgetbegutachtung durch die Rechnungsprüfungskommission. 
 
Ein periodisch erstellter Finanzplan verschafft einen Überblick über die zukünftige Entwicklung 
des Finanzhaushalts und die längerfristigen finanziellen Folgen von geplanten Investitionen und 
anderen Projekten. Durch die Abstimmung von Aufwand und Ertrag sowie die Auflistung der ge-
planten zukünftigen Investitionsvorhaben dient er als wichtige Entscheidungshilfe. Er dient als 
grober Ausblick in Sachen Entwicklung des Finanzhaushalts und zeigt wichtige Tendenzen auf. 
Der Finanzplan ist jedoch keine exakte Wissenschaft. Er ist aufgrund der einfachen Hochrech-
nung nicht dafür geeignet, zukünftige spezifische Aufwendungen / Erträge im Detail zu analysie-
ren.   
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Mehrjahresinvestitionsplanung (2025 bis 2031) 
Hier werden die durch den Gemeinderat geplanten Vorhaben der nächsten 7 Jahre gezeigt, die 
folgende Finanzplanperiode zeigt jedoch 5 Jahre. Die Umsetzung der gesamten Investitionsvor-
haben dauert mindestens 7 Jahre, für die Berechnung des Finanzplanes gibt es jedoch nur Ent-
wicklungsprognosen (Steuern, Teuerung etc.) über 5 Jahre. 
 

 
 

Es werden darin in der Betrachtungsperiode des Finanzplanes Investitionen von insgesamt 
CHF 7.1 Mio. in das Verwaltungsvermögen geplant, wovon alleine CHF 5.0 Mio. für Stras-
sen/Wasser/Abwassersanierungen anfallen. In dieser Aufstellung sind TCHF 350 Investitionen 
in das Finanzvermögen vorgesehen (Asylwohnungen).  
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Erfolgsrechnungen (inkl. Spezialfinanzierungen) 
Durch den Anstieg der Investitionssumme steigen auch die Abschreibungen. Diese belasten die 
Erfolgsrechnung. Da die grösste Summe der Investitionen jedoch die Spezialfinanzierungen 
Wasser und Abwasser betreffen, werden die entsprechenden Abschreibungen durch Gebühren 
getragen. Die grössten Investitionsprojekte haben lange Nutzungsdauern, was zu einem mode-
raten Anstieg der Abschreibungen führt. Das Ende der Nutzungsdauer von bestehenden Anlagen 
wurde in der Berechnung berücksichtigt, weswegen die Abschreibungen sogar rückläufig sein 
können. Die Steuereinnahmen wurden auf Basis der Konjunkturfaktoren, die der Kanton bekannt 
gibt, hochgerechnet. Es ist kein Korrekturfaktor verwendet worden, aber auch kein Anstieg der 
Bevölkerungszahl. 
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Finanzierung und Tragbarkeit der Investitionen 
Die Finanzierung des Steuerhaushalts und der Spezialfinanzierungen (finanziert aus Gebühren), 
ergibt sich aus Nettoinvestitionen abzüglich der Abschreibungen zuzüglich des Aufwandüber-
schusses oder abzüglich des Ertragsüberschusses (Gewinn/Verlust). Dieser Betrag zeigt grob 
auf, wie die Investitionen finanziert werden müssen: 
 

 
 
Der Finanzplan zeigt auf, dass der geplante Investitionsbedarf auf die Zuführung von zusätzli-
chen Mitteln hinausläuft (Fremdfinanzierung). Die Finanzierung einzelner Projekte muss im Rah-
men der Beantragung aufgezeigt und dessen Folgen dargestellt werden, insbesondere die zu-
künftigen Betriebskosten von z.B. Hochbauprojekten, welche einen Einfluss auf zukünftige Er-
folgsrechnungen haben. Hierbei ist zu erwähnen, dass die Finanzierung, welche gemäss der 
Rechnungslegung HRMII berechnet wird, keinen bestehenden Free Cash-Flow beinhaltet; die 
Verschuldung wird dementsprechend durch bestehende Mittel positiv beeinflusst. 
 
Die Ausgangslage der Finanzierungsituation der Gemeinde Lupsingen kann als sehr gut bezeich-
net werden, sie hat ein hohes Eigenkapital. Dabei ist es wichtig festzuhalten, dass das Eigenka-
pital nicht identisch mit flüssigen Mitteln ist; ein grosser Teil des Eigenkapitals steckt in Sachan-
lagen des Finanz- und Verwaltungsvermögens. Der Finanzhaushalt von Lupsingen muss sich in 
den nächsten Jahren vor allem zwei Herausforderungen stellen: Die Finanzierung der Investiti-
onsausgaben und die finanzielle Tragbarkeit. 
 
Kennzahlen 

 
Der Selbstfinanzierungsgrad zeigt an, in welchem Ausmass Neuinvestitionen durch selbsterwirt-
schaftete Mittel finanziert werden können. Ein Selbstfinanzierungsgrad unter 100% führt zu einer 
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Neuverschuldung. Liegt dieser Wert über 100%, können Schulden abgebaut werden. Die Kenn-
zahl kann starken Schwankungen unterliegen und sollte daher mittelfristig betrachtet werden. 
 

 
 

Er gibt die Höhe des Anteils des Anlagevermögens an, der durch eigene Mittel und durch lang-
fristige Fremdmittel gedeckt ist. Die Finanzierung des Anlagevermögens kann dabei sowohl in 
Form von reinem Eigenkapital erfolgen; als auch gemischt mit Fremdkapital. 
 

 
 

Die Nettoschuld pro Einwohner wird als Gradmesser für die Verschuldung verwendet. Eine Pro-
Kopf-Verschuldung bis CHF 2'500 kann als tragbar eingestuft werden. Dieser Wert wird in keinem 
Jahr überschritten, was ein Hinweis darauf ist, dass die Tragbarkeit der Investitionen unter den 
verwendeten Parameter gegeben ist. Trotzdem müssen die finanziellen Folgen der einzelnen 
Investitionen vor der Genehmigung nochmals gerechnet und aufgezeigt werden.  
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Ausblick 
Wie eingangs erwähnt, handelt es sich bei einem Finanzplan um eine rollende Planung. Die Vor-
schau basiert auf den zum Zeitpunkt der Erstellung bekannten Fakten und Entwicklungstenden-
zen. Diese werden jährlich fortgeschrieben. Viele Rahmenbedingungen, v.a. künftiger Vorhaben, 
aber auch von übergeordneten Entwicklungen sind noch nicht abschliessend bekannt oder än-
dern sich im Laufe der Zeit. Verzögerungen bei den Investitionsvorhaben (z.B. durch Einsprachen) 
beeinflussen ebenfalls in nicht unerheblichem Masse die Entwicklung des Finanzhaushalts. Die 
zentrale Absicht des Finanzplans ist daher, eine Tendenz anzugeben. Der Finanzplan zeigt auf, 
dass ein hohes Investitionsvolumen – teils für den zwingenden Erhalt der Infrastruktur, teils durch 
zukunftsgerichtete Neuinvestitionen – die Finanzierungsmöglichkeiten der Gemeinde übersteigt 
und nur durch Fremdfinanzierung oder die Anpassung des Steuersatzes gestemmt werden kann. 
 
 

Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung, die Aufgaben- und Fi-
nanzplanung 2025 bis 2029 zur Kenntnis zu nehmen. 
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Traktandum 4 

Budget 2025 

 

a.) Festsetzung der Grundlagen zum Budget 2024 

 

 

Steuern und Gebühren 

 

2025 

 

2024 

Einkommens- und Vermögenssteuer 58 % 58 % 

Ertragssteuer juristische Personen 55 % 55 % 

Kapitalsteuer juristische Personen 55 % 55 ‰ 

Sondersteuer juristische Personen 55 % 55 % 

Wasserbezugsgebühr für Frischwasser pro m3 

(exkl. 2.6% MWST) 

CHF 2.40 CHF 2.40 

Abwassergebühr für Schmutzwasser pro m3 

(exkl. 8.1% MWST) 

CHF 1.70 CHF 1.70 

35l Kehrichtsackgebührenmarke (inkl. 8.1% MWST) CHF 2.00 CHF 2.00 

Containermarken (inkl. 8.1% MWST) CHF 30.00 CHF 30.00 

Grünabfallgebührenmarke (inkl. 8.1% MWST) CHF 4.00 CHF 4.00 

Kunststoff-Sammlung (inkl. 8.1% MWST) CHF 2.70 CHF 2.70 

Hundetaxe für den 1. Hund (Hofhund gratis) 

Hundetaxe für jeden weiteren Hund 

CHF  100.00 

CHF  140.00 

CHF  100.00 

CHF  140.00 

b.) Genehmigung Budget Erfolgsrechnung 2025 

 

Die Aufwendungen betragen total  CHF 7'162’266 
Die Erträge betragen total  CHF 7'312’710 
Daraus resultiert ein Ertragsüberschuss von CHF 150’444 
 

c.) Genehmigung Budget Investitionsrechnung 2025 

 

Die Ausgaben betragen total  CHF 1'667’000 
Die Einnahmen betragen total  CHF 140’000 
Daraus resultieren Nettoinvestitionen von CHF 1'527’000 
 
 
 

Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung, das Budget 2025 inklu-
sive der Steuersätze und Gebühren wie vorgeschlagen zu genehmigen. 
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Budget 2025 

Erfolgsrechnung 
 
Das Budget der Erfolgsrechnung weist bei einem Aufwand von CHF 7‘162‘266 und einem Ertrag 
von CHF 7‘312‘710 einen Ertragsüberschuss von CHF 150‘444 auf. 
 
Generell ist der Aufwand sowie der Ertrag um rund 1 Mio. CHF gegenüber dem Vorjahresbudget 
gestiegen. Nebst vielen ‚kleineren‘ Positionen, welche in der Summe ebenfalls wesentlich zu die-
sem Anstieg beitragen, lauten die grössten Positionen wie folgt: 
 
Aufwandsteigerung 
• IT-Kosten Verwaltung + TCHF 33 
• Feuerwehr + rund TCHF 40 
• Primarschule und den Kindergarten + rund TCHF 88 
• Sozialhilfe + TCHF 183 (inkl. Asylbereich) 
• Asylwesen + TCHF 74 (s. auch bei Erträgen) 
• Abwasserbeseitigung + TCHF 231 (saldoneutral, da Spezialfinanzierung über Gebüh-

ren) 
 
Ertragssteigerung 
• Asylwesen Rückvergütungen + TCHF 75 
• Interne Verrechnungen (haupts. Steuerfinanzierter Bereich zum gebührenfinanzierten 

Bereich) + rund TCHF 73 
• Sanierungsbeiträge Wärmeverbund + TCHF 52 
• Steuern aktuelles Jahr + rund TCHF 158 
• Finanz- und Lastenausgleich + rund TCHF 386 
 
Die einzelnen Veränderungen können den Erläuterungen zur Erfolgsrechnung entnommen wer-
den.  
 
Auch wenn das Budget einen erfreulichen Ertragsüberschuss von rund TCHF 150 ergibt, ist dies 
kein Grund eine finanztechnische Euphorie zu entwickeln. Es ist eine Momentaufnahme, die zeigt, 
dass Lupsingen die anstehenden Aufgaben (s. Investitionsrechnung) auf einer gesunden und 
sehr guten finanziellen Basis anpacken kann! Gewisse Risiken sind in den Zahlen enthalten, sie 
wurden im Bereich von Annahmen (z.B. Sozialhilfe, Asyl, Steuern oder Lastenausgleich) vorsich-
tig gefällt, aber auch nicht zu negativ sehend ausgestaltet. Zusätzliche und heute nicht absehbare 
Fälle, können sehr schnell Abweichungen zum Budget generieren. 
 
Der Prozess zur Erarbeitung des Budgets wurde gegenüber den Vorjahren verändert. Zuerst 
wurde auf Basis B2024 ein Rohbudget erstellt. Dabei haben alle Gemeinderäte eigene Bereiche 
eingepflegt oder der Verwaltung die dafür nötigen Unterlagen zur Verfügung gestellt. Nach den 
Sommerferien tagte der Gemeinderat, die Verwaltungsleitung, die Finanzverwaltung und der 
Werkhof an einer eintägigen Sondersitzung und ging Position für Position des Rohbudgets und 
der Mehrjahresinvestitionsplanung durch. Der Budgetprozess wurde von allen Beteiligten als 
sehr intensiv, aber hilfreich betrachtet. Die Verbindlichkeit und das gegenseitige Verständnis für 
die mit dem Budget verbundenen Massnahmen und Aufgaben wurden durch diesen Prozess 
erheblich verbessert.  
 
Der Gemeinderat möchte allen beteiligten Personen herzlich für den grossen Aufwand danken 
und ist zuversichtlich, dass die andauernde Professionalisierung der Gemeindestrukturen einen 
grossen Sprung nach vorne gemacht hat und freut sich, zusammen mit der Verwaltung die Auf-
gaben des kommenden Jahres gemeinsam anpacken zu dürfen. 
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Investitionsrechnung 
 

Das Investitionsbudget 2025 sieht insgesamt Brutto-Ausgaben von CHF 1‘667‘000 vor, was Net-
toinvestitionen von CHF 1‘527‘000 entspricht (nur Investitionen ins Verwaltungsvermögen). 
 
In den letzten Jahren kam es immer wieder zu Verschiebungen von Investitionsvorhaben, dies 
aus unterschiedlichen Gründen, die den meisten bekannt sind. Dies hat teilweise zu einem In-
vestitionsstau geführt, welcher eine Priorisierung und Verteilung auf die Folgejahre nur einge-
schränkt zulässt. Die Hauptaufgabe des Gemeinderats und der Verwaltung in den kommenden 
Jahren wird die Umsetzung der nötigen Planungen und Investitionen sein. Aus Sicht des Ge-
meinderats ist Mehrjahresinvestitionsplanung (s. Finanzplan) ambitiös, aber nicht 'zu' ambitiös. 
Die stabile Situation im Gemeinderat und in der Verwaltung ermöglicht es, sich vermehrt auf 
sachliche Fragen zu konzentrieren und diese in hohem Tempo vorwärtszubringen. Über 80% der 
geplanten Investitionen gehen in den Bereich Strassen/Wasser/Abwasser. Es werden aber auch 
längst fällige Hochbauprojekte angestossen, wie die Sanierung der Häuser mit Asylwohnungen 
und der Gemeindeverwaltung. Diverse Sanierungsarbeiten betreffen die Schulliegenschaft, wel-
che bezüglich der Lüftung im Hochsommer ebenso dringende Massnahmen benötigt. Kleinere 
Beträge entfallen auf die Sanierung von 4 Dorfbrunnen, auf den Beachvolleyballplatz, die Schlies-
sung der Verwaltungsliegenschaften sowie die Gerätschaften, mit welchen unser tolles Werkhof-
team die Anlagen pflegt (Rapid). Der Investitionsplan ist also in vielerlei Hinsicht sehr sportlich, 
beinhaltet keine Luxusprojekte und wird -ohne aktuell noch nicht erwartbare Risiken- durchführ-
bar sein. 
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Zusätzlich werden noch TCHF 350 ins Finanzvermögen investiert (Sanierung Asylwohnungen Liesta-
lerstrasse 24 und 30). Diese dürfen gemäss HRMII nicht in der Investitionsrechnung gezeigt werden, 
da die Aktivierung direkt in der Bilanz verbucht wird. 
 

Fazit 
 
Der Gemeinderat wird weiterhin sorgfältig mit den Gemeinderessourcen umgehen und möchte 
gleichzeitig die Umsetzung der Investitionstätigkeiten vorantrieben. Dies wird zwangsläufig zur 
Aufnahme von Fremdmitteln führen. Da diese aber nicht für den Konsum (Erfolgsrechnung) son-
dern für die Finanzierung von Investitionen mit langem betriebswirtschaftlichem Nutzen für Ge-
nerationen der Bevölkerung von Lupsingen benötigt werden, sind sie vertretbar und ‚gesund‘ ein-
gesetzt. Selbstverständlich werden wir auf beste Konditionen achten und auch die Laufzeiten so 
ansetzen, dass die Amortisation und Zinsen tragbar sein werden. Über die Details einzelner In-
vestitionsvorhaben, wird die Bevölkerung an den Einwohnergemeindeversammlungen bestim-
men können. 
 
Wir freuen uns, in der laufenden Legislatur dringende Anliegen von Lupsingen anzupacken, auf-
zugleisen und auch fertigzustellen! 
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Traktandum 5 

Klimaschutzreglement 

 
Was wollen wir mit einem kommunalen Klimaschutzreglement erreichen? 
 

Die Gemeinden leisten, neben Bund, Kanton und Wirtschaft einen bedeutenden Beitrag zur Er-
reichung der Klimaziele. Mit der Ratifizierung des Übereinkommens von Paris hat sich die 
Schweiz verpflichtet, bis im Jahr 2050 bei den Treibhausgasen eine Netto-Null-Strategie umzu-
setzen. Lupsingen steht bei einem Ranking bereits weit vorne. Daher wird es möglich sein, die 
Klimaneutralität bereits im Jahr 2040 zu erreichen. Das vorliegende Klimaschutzreglement defi-
niert dieses Ziel, gibt Zwischenschritte vor und verlangt eine regelmässige Erfolgskontrolle. Der 
Gemeinderat will das Klimaziel, im Sinne eines generationenübergreifenden Vorhabens, regle-
mentarisch fixieren und demokratisch legitimieren.   
 
Wozu verpflichtet das Reglement den Gemeinderat? 
 

Das Reglement verpflichtet den Gemeinderat gemäss seiner Klimastrategie 2040 in seinem Zu-
ständigkeitsbereich zum Handeln. Der Gemeinderat möchte bei den gemeindeeigenen Bauten 
und im Beschaffungswesen eine Vorbildrolle einnehmen, indem er das Potential der erneuerba-
ren Energien nutzt und den CO2-Ausstoss reduziert. Die daraus resultierenden finanziellen Kon-
sequenzen werden transparent ausgewiesen und der Einwohnergemeindeversammlung im Rah-
men des Budgets oder in Sondervorlagen vorgelegt. Das Reglement verpflichtet schliesslich den 
Gemeinderat ein Emissionsmonitoring zu etablieren und regelmässig über die Entwicklung der 
Emissionen und des Energieverbrauchs zu informieren.  
 
Was können die Einwohner*innen selbst tun?  
 

Mit grosser Freude hat der Gemeinderat wahrgenommen, dass die Einwohner*innen von Lupsin-
gen die Klimapolitik der Schweiz und des Kantons in diversen Abstimmungen mit deutlichen 
Mehrheiten unterstützen (z.B. Zustimmung zum eidgenössischen Klimaschutzgesetz am 18. Juni 
2023 und zur Änderung des kantonalen Energiegesetzes am 9. Juni 2024).  
Für die Einwohner*innen gelten, wie bis anhin, die eidgenössischen und kantonalen Regelungen, 
welche eine Reduktion der Treibhausgase anstreben. Im Fokus stehen sowohl das Heizen der 
Gebäude als auch die Mobilität mit erneuerbarer Energie. Dank dem grossen Einsatz der Ein-
wohner*innen entwickelte sich die Produktion von erneuerbarer Energie bis anhin erfreulich und 
erhöhte sich deutlich schneller als im Kanton insgesamt. Der kantonale Zielwert wurde bisher 
übererfüllt, wie in der Klimastrategie von Lupsingen aufgezeigt wird. Diese Entwicklung hält an 
und gewinnt sogar weiter an Fahrt. Dementsprechend wird Lupsingen die Klimaneutralität schnel-
ler als der Kanton erreichen. Um diesem positiven Trend weiteren Schub zu verleihen, will der 
Gemeinderat die kommunale Förderung auf der Basis des Energiefondsreglementes beibehalten 
und die Förderkriterien noch zielgerichteter auf die Reduktion der Treibhausgase ausrichten. Des 
Weiteren sollen, wie bis anhin, öffentliche Informationsveranstaltungen zum Thema Dekarboni-
sierung (Vermeidung von CO2-Emissionen) angeboten werden. Bei der Dekarbonisierung (Ersatz 
der Ölheizung und der fossilen Fahrzeuge) spielen die Entscheide der Einwohner*innen die zent-
rale Rolle. Wenn sich ihr Engagement – auch aus finanzieller Sicht – nicht verändert, oder sogar 
verstärkt, weil die Einsicht für die Erreichung des Netto-Null-Ziels zunimmt, ist für Lupsingen die 
Zielerreichung «Klimaneutralität 2040» realistisch.   
 
 

Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung, das Klimaschutzregle-
ment zu genehmigen. 
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Traktandum 6 

Reglement über die familienergänzende Betreuung 

 
Ausgangslage 
Das Angebot der familienergänzenden Betreuung in Lupsingen besteht seit 2017 unverändert. 
Dieses wurde wie folgt beansprucht: 
 

Familienergänzende Betreuung 

      

Jahr Anzahl Familien Tarifstufe 

2017 3 7, 3, 4 

2018 3 6, 5, 10 

2019 2 6, 4 

2020 3 1, 1, 3 

2021 3 1, 1, 3 

2022 1 7 

2023 0   

2024 2 1, 1 

 
Aufgrund der geringen Beanspruchung (das Budget bei weitem nicht ausgeschöpft), sollen die 
Hürden für eine Beanspruchung insbesondere am unteren Ende und am oberen Ende ange-
passt werden.  
 

Erwägungen 
 

Methodik der Ermittlung des anspruchsberechtigten Einkommens und Vergleich mit anderen 
Gemeinden 
Die Ermittlung und Berechnung des anspruchsberechtigten Einkommens, ist im §9 des FEB- 
Reglements festgehalten. Praktisch alle Gemeinden ermitteln die FEB-Betreuungsstufe auf Ba-
sis der Steuererklärung. Andere Gemeinden haben wesentlich komplexere Ermittlungsmetho-
den, dies vor allem weil in grösseren Gemeinden Betreuungsgutscheine gesprochen werden. 
Zudem haben grössere Gemeinden breiter gefächerte Einkommensstufen und auch höhere 
Sozialbezüge. Lupsingen ermittelt das steuerbare Einkommen nach Abzügen, andere Gemein-
den vor Abzügen, verbunden mit einem komplexen Reglement, welche Abzüge gewährt wer-
den und welche nicht.  Das Reglement der Gemeinde Lupsingen akzeptiert alle Abzüge mit 
einer Ausnahme: Ziffer 415 Liegenschaftsunterhalt. Um grosse Abzüge bei allfälligen Umbau-
arbeiten am eigenen Haus zu verhindern, wird von dieser Zeile maximal der von der kantonalen 
Steuerverwaltung vorgegebene Pauschalabzug akzeptiert. Die übersteigende Summe wird 
dem Einkommen wieder aufgerechnet.  
 
Die Freigrenze für ein vorhandenes Vermögen ist beim FEB-Reglement bei CHF 100'000 fest-
gelegt und wird nur auf Wertschriften und Guthaben (Ziffer 800) angewendet. Alles, was diese 
Freigrenze übersteigt, führt dazu, dass es gar keine Berechtigung für einen Zuschuss an die 
Kinderbetreuungskosten gibt. Alles was diese Grenze unterschreitet, wird bei der Berechnung 
der Anspruchsberechtigung auf das Einkommen mit 10% addiert.  
 
Diese unterschiedlichen Regelungen zeigen auf, dass die Gemeinden die Umsetzung der FEB-
Reglemente sehr individuell gestalten und diese im Verlauf der Jahre weiter auf ihre Bedürf-
nisse angepasst haben, was wohl auf Erfahrungswerten beruht. Dies hat Lupsingen bis anhin 
nicht getan. 
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Rechtliche Rahmenbedingungen 
Lupsingen hat die FEB-Regelungen in einem Reglement beschlossen. Um in Zukunft flexiblere 
Anpassungen in kürzerer Zeit machen zu können, empfiehlt es sich auch für Lupsingen eine 
FEB-Verordnung zu erarbeiten. Die hier vorgeschlagene Änderung des FEB Schlüssels und 
deren Auswirkung, soll im Jahr 2025 aufzeigen, ob Bedarf an einer Verordnung besteht, damit 
allfällige Parameter der jeweiligen Situation schnell angepasst werden können.  
 
Maximale Höhe der Betreuungsgutschrift 
Auch dies ist sehr unterschiedlich geregelt in den Vergleichsgemeinden. Liestal hat eine fixe 
maximale Höhe von TCHF 10 bestimmt. Lupsingen hat keine maximale Höhe im Reglement 
aufgenommen. Einerseits sind die effektiv anfallenden Kosten (Rechnungen müssen vorgelegt 
werden) massgebend, andererseits werden die Ansprüche in einen Zusammenhang mit dem 
Beschäftigungsgrad der Eltern gesetzt, dies kann zu einer Reduktion der Anspruchstage füh-
ren. Dies kann mit wenig personellen Ressourcen auf der Verwaltung kontrolliert und überwacht 
werden. 
 
Auszahlung der Betreuungsgutschriften 
Da beide Vergleichsgemeinden mit FEB-Gutscheinen arbeiten, gibt es hier keinen Vergleich zu 
der Regelung im Reglement der Gemeinde Lupsingen (§11). In der heutigen Regelung erfolgt 
die Auszahlung rückwirkend. Aktuell kann dies nur quartalsweise beantragt werden. Dies ist für 
geringverdienende Familien ein grosses Problem. Hier schlagen wir eine Verbesserung vor, 
indem der §11 auf monatliche Abgabe der Rechnungskopie umgeschrieben wird.  
 
Änderungen der Höhe der Betreuungsgutschriften 
Die Auswirkungen der Änderung des Betreuungsschlüssels, kann nicht mit Zahlen unterlegt 
werden (Auswirkung auf Budget unbekannt). Der Vorschlag wurde unter folgenden Aspekten 
ausgearbeitet: 
 

• Erhöhung des maximalen Einkommens der tiefsten Tarifstufe 10 

• Erhöhung der Kostenbeteiligung der tiefsten Tarifstufe 10 auf 100%  

• Gleichbleibende Sprünge zwischen den Tarifstufen von TCHF 5 

• Erhöhung des maximalen Einkommens, bei welchem eine Inanspruchnahme endet 
und für welches nur 10% der Kosten übernommen werden. 

 
Die Erhöhung der tiefsten Einkommensstufe mit maximaler Kostenbeteiligung von TCHF 35 auf 
TCHF 55 wurde einer einfachen Plausibilisierungsrechnung unterzogen. Wenn eine Familie mit 
einem Kind rund TCHF 55 Einkommen pro Jahr hat, bleibt nach Abzug von Mietzins, Kranken-
kasse und Zahnarzt rund TCHF 21 (TCHF 1'725 pro Monat, TCHF 575 pro Person) pro Jahr 
übrig. 
 
Dies muss dann den Grundbedarf decken, welcher im Sozialhilfegesetz BL definiert ist. Dem-
nach müssen damit Aufwendungen für Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren, Bekleidung 
und Schuhe, Energieverbrauch ohne Wohnnebenkosten, laufende Haushaltführung inklusive 
Kehrichtgebühren, kleine Haushaltsgegenstände, Gesundheitspflege ohne Selbstbehalte und 
Franchisen, Verkehrsauslagen inklusive Umweltschutzabonnement, Nachrichtenübermittlung, 
Bildung und Unterhaltung, Körperpflege, persönliche Ausstattung, auswärts eingenommene 
Getränke und übriges durch den Grundbedarf abgedeckt werden.  
 
Es wird schnell offensichtlich, dass es ohne Zuschuss der Gemeinde unmöglich ist, in dieser 
Einkommensstufe noch eine KITA zu finanzieren. Die Erhöhung ist somit plausibel. 
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Heutige Staffel:      
Tarifstufe Einkom-

men 
      Mittags-

tisch 
Kindertages-
stätten 

  1 Kind 2 Kin-
der 

3 Kin-
der 

4 und 
mehr 
Kinder 

    

10 35'000 40'000 45'000 50'000 90% 90% 

9 40'000 45'000 50'000 55'000 80% 80% 

8 45'000 50'000 55'000 60'000 70% 70% 

7 50'000 55'000 60'000 65'000 60% 60% 

6 55'000 60'000 65'000 70'000 50% 50% 

5 60'000 65'000 70'000 75'000 40% 40% 

4 65'000 70'000 75'000 80'000 30% 30% 

3 70'000 75'000 80'000 85'000 20% 20% 

2 75'000 80'000 85'000 90'000 15% 15% 

1 80'000 85'000 90'000 95'000 10% 10% 

0 
über 
80'000 

über 
85'000 

über 
90'000 

über 
95'000 0% 0% 

 

Die heutige Staffel soll wie folgt angepasst werden:  
 

Neuer Vorschlag:           

Tarifstufe Einkom-
men 

      Mittags-
tisch 

Kindertages-
stätten 

  1 Kind 2 Kin-
der 

3 Kin-
der 

4 und 
mehr 
Kinder 

    

10 55'000 60'000 65'000 70'000 100% 100% 

9 60'000 65'000 70'000 75'000 90% 90% 

8 65'000 70'000 75'000 80'000 80% 80% 

7 70'000 75'000 80'000 85'000 70% 70% 

6 75'000 80'000 85'000 90'000 60% 60% 

5 80'000 85'000 90'000 95'000 50% 50% 

4 85'000 90'000 95'000 100'000 40% 40% 

3 90'000 95'000 100'000 105'000 30% 30% 

2 95'000 100'000 105'000 110'000 20% 20% 

1 100'000 105'000 110'000 115'000 10% 10% 

0 
über 
100'000 

über 
105'000 

über 
110'000 

über 
115'000 0% 0% 

 
Mit diesen Veränderungen erwirkt die Gemeinde Lupsingen eine Verbesserung in der tiefs-
ten Tarifstufe (Erhöhung Einkommen von TCHF 35 auf TCHF 55 sowie Übernahme von neu 
100% der Kosten) sowie eine Verbesserung maximalen Einkommensstufe von TCHF 95 auf 
TCHF 115 (Arlesheim hat z.B. ein höchstes anspruchsberechtigtes Einkommen von TCHF 
120). Aufgrund des geringen Änderungsbedarfes wurde das Reglement keiner Vorprüfung 
durch den Kanton BL unterzogen.  
 
  

 

Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung, das Reglement über 
die familienergänzende Betreuung sowie den Anhang 1 zu genehmigen. 
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Traktandum 7 

Stützpunkt- und Regionalfeuerwehr Liestal – Beitritt Feuerwehr Nuglar-
St. Pantaleon 

 
 
Rückblick 
 
Im Jahr 2016 wurde unter der Leitung der Basellandschaftlichen Gebäudeversicherung (BGV) 
das Projekt Florian angestossen. Im Projekt sollte der Zusammenschluss der Feuerwehren 
Liestal, Wildenstein, Viola, Oris, Büren und Nuglar-St. Pantaleon, insgesamt 11 Gemeinden, ge-
prüft werden. Auslöser für das Projekt Florian war, dass es für die verschiedenen Feuerwehren 
immer schwieriger wurde, den Tagespikett aufrecht zu erhalten, sowie der Umstand, dass sich 
die Kosten aufgrund neuer gesetzlicher Vorgaben stetig erhöhten. Mit dem Zusammenschluss 
sollte die Tagesverfügbarkeit sichergestellt und der Kostenanstieg abgefedert werden. Das Pro-
jekt war bis zu den Statuten erarbeitet worden, scheiterte dann jedoch im Jahr 2018 am Wider-
stand der Mehrheit der einzelnen Feuerwehren, welche sich gegen eine Regionalisierung stellten 
und die eigene Feuerwehr aufrechterhalten wollten. 
 
Die Personalnot bei den Feuerwehren Viola, Oris und Büren war gross, weshalb nach dem Pro-
jekt Florian die Prüfung eines Zusammenschlusses mit der Stützpunktfeuerwehr Liestal ange-
strebt wurde. Auf den Grundlagen des Projekts Florian entstand am 1. Juli 2019 die Stützpunkt- 
und Regionalfeuerwehr Liestal (SRFWL), quasi der Zweckverband Florian light, welchem die Ge-
meinden Arisdorf, Büren, Hersberg, Liestal, Lupsingen und Seltisberg angehören. 
 
Mit der Gründung der SRFWL konnte das Ziel, die Sicherstellung der Tagesverfügbarkeit, er-
reicht werden. Zahlreiche Einsätze - im Jahr 2024 wurden bis zum 31. Oktober insgesamt 302 
Einsätze geleistet - zeigen, dass die SRFWL ein einsatzstarker Zweckverband ist, welcher zu 
jeder Zeit die notwendige Hilfeleistung erbringen und die Schutzziele einhalten kann. Die Einhal-
tung der Schutzziele liegt auch darin begründet, dass die SRFWL eine «Mehrwachen-Strategie» 
fährt. Konkret betreibt die SRFWL die Hauptwache in Liestal und eine Nebenwache in Büren. 
 
Das zweite Ziel der Kostenreduktion oder zumindest des Haltens der Kosten trotz Verteuerung 
durch neue gesetzliche Auflagen konnte noch nicht erreicht werden. Dies ist erst ab einer gewis-
sen Grösse der SRFWL möglich. Aus diesem Grund verfolgt die SRFWL eine Wachstumsstrate-
gie und wirbt aktiv um den Anschluss weiterer Gemeinden. 
 
Aktuelle Situation 
 
Im Oktober 2022 teilte die Feuerwehr Nuglar-St. Pantaleon mit, aufgrund der Probleme in der 
Tagesverfügbarkeit den Anschluss an eine andere Feuerwehr prüfen zu wollen. Neben anderen 
Möglichkeiten stand der Anschluss an die SRFWL zur Diskussion. Da die Feuerwehr Nuglar-St. 
Pantaleon bereits im Projekt Florian mitgearbeitet hatte, war sie ohnehin eine mögliche Partnerin 
in der Wachstumsstrategie der SRFWL.  
 
Nach intensiven Abklärungen und Verhandlungen sowie mit dem Einverständnis der Baselland-
schaftlichen (BGV) und der Solothurnischen Gebäudeversicherung (SGV) stimmte am 12. Juni 
2024 die Einwohnergemeinde Nuglar-St. Pantaleon dem Beitritt zur SRFWL zu. 
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Gemäss § 28 Abs. 2 der Statuten der SRFWL bedarf es zur Aufnahme in den Zweckverband der 
Zustimmung der Mehrheit der Gemeinderäte der Mitgliedsgemeinden. In der Folge stimmten alle 
Gemeinderäte und der Stadtrat der Stadt Liestal einstimmig der Aufnahme der Feuerwehr Nug-
lar-St. Pantaleon zu. Am 6. August 2024 teilte die Fachstelle Gemeinden des Kantons Basel-
Landschaft mit, dass der Regierungsrat zwischenzeitlich die Praxis geändert habe und dass es 
nun für die Aufnahme einer neuen Gemeinde in einen Zweckverband der Zustimmung aller Ein-
wohnergemeindeversammlungen, resp. des Einwohnerrates, bedarf. Da es sich dabei um über-
geordnetes Recht handelt, gilt die Bestimmung in § 28 der Statuten der SRFWL nicht mehr. 
 
Die Aufnahme bedarf jedoch keiner erneuten Genehmigung der Statuten, sondern lediglich der 
Zustimmung zur Aufnahme der Gemeinde Nuglar-St. Pantaleon. Konkret müssen die Einwoh-
nergemeinden, resp. der Einwohnerrat der Stadt Liestal, lediglich den Anhang A bezüglich der 
Solothurnischen Mitgliedsgemeinden und den Anhang B, Unterschriften der Vertragsgemeinden, 
beschliessen. 
 
Ausgehend von unseren Statuten, welche die Aufnahme durch die Räte der Mitgliedsgemeinden 
vorsehen und vom Regierungsrat Basel-Landschaft genehmigt wurden, löste die Gemeinde Nug-
lar-St. Pantaleon in Treu und Glauben ihre Feuerwehr nach der Zustimmung aller Räte per 
31. Dezember 2024 auf. Faktisch hat nun die Gemeinde Nuglar-St. Pantaleon ab dem 1. Januar 
2025 keine Feuerwehr mehr. Aus diesem Grund ist ein von der BGV und SGV genehmigter in-
terkommunaler Vertrag zwischen der SRFWL und der Gemeinde Nuglar-St. Pantaleon abge-
schlossen worden. Dieser gilt als Übergangslösung bis zur definitiven Zustimmung aller Einwoh-
nergemeindeversammlungen, resp. des Einwohnerrates Liestal. 
 
Die Statuten der SRFWL befinden sich derzeit in einer Totalrevision, in welcher auch der § 28 an 
die neue Praxis angepasst wird. Die revidierten Statuten werden den Einwohnergemeindever-
sammlungen, resp. dem Einwohnerrat der Stadt Liestal im Verlauf des Jahres 2025 zur Geneh-
migung vorgelegt. 
 
Massnahmen / Termine 
 
Die Zustimmung der Einwohnergemeinden/des Einwohnerrates sollte zeitnah erfolgen, da für 
Nuglar-St. Pantaleon die Aufgaben der Feuerwehr durch die SRFWL ab dem 1. Januar 2025 
mittels eines interkommunalen Vertrags erbracht werden. 
 
Finanzierung 
 
Im Budget 2025 der SRFWL berücksichtigt 
 
Die Statuten der SRFWL mit Anhang A und B (neu) sind auf der Homepage einsehbar. 
 
 
 

Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung, den Beitritt der Ein-
wohnergemeinde Nuglar-St. Pantaleon zum Feuerwehrzweckverband Stützpunkt- und Re-
gionalfeuerwehr Liestal und die dazugehörige Änderung der Anhänge A und B zu den Sta-
tuten vom 25. Juni 2019 zuzustimmen. 
 

 
 


